Deutsdier Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2821 


Schriftlidier Beridit 
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(22. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Realkredits 

— Drucksache 2546 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dewald: 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat sich in 
seiner Sitzung am 4. Oktober 1956 mit dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf beschäftigt. 

Bei seiner Beratung ist er davon ausgegangen, 
daß bereits das Gesetz über eine vorübergehende 
Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 1950 
(BGBl. I S. 353) und das Gesetz über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Hypotheken- und 
Schiffsbankrechts sowie über Ausnahmen vom § 247 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 30. April 
1954 (BGBl. I S. 115) eine Auflockerung bestehender 
gesetzlicher Vorschriften erbracht hatte. Obwohl 
diesen Gesetzen nur ein Ubergangscharakter zu- 
kommen sollte und sie deshalb zeitlich begrenzt 
waren, ergab sich aus wirtschaftlichen Gründen die 
Notwendigkeit einer Verlängerung und damit auch 
die Möglichkeit einer Anpassung an die heutigen 
Erfordernisse. 

Im Entwurf ist jedoch davon abgesehen worden, 
jetzt den Wortlaut des Hypothekenbankgesetzes, des 
Schiffsbankgesetzes und des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandte Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten zu ändern. 
Dies soll vielmehr varbehalten bleiben, bis eine 
endgültige Klarheit über die gesetzliche Neurege- 
lung des Kreditwesens geschaffen ist. 

Der Bundesrat hat zum vorliegenden Gesetzent- 
wurf dahingehend Stellung genommen, daß der 
Gesetzentwurf zustimmungsbedürftig sei, und an- 
geregt, einen neuen Artikel 1 a einzufügen, wel- 
cher die öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten be- 
fugt, Schiffspfandbriefe herauszugeben, die durch 
Schiffshypotheken gedeckt sind und für welche die 
Führung eines besonderen Deckungsregisters vor- 
gesehen ist. Begründet hat er seine Anregung, 


solche zusätzlichen Emissionen herauszubringen, da- 
mit, daß die deutsche Schiffahrt durch den Abbau 
öffentlicher Hilfen nunmehr ganz auf die Inan- 
spruchnahme des Kapitalmarkts angewiesen ist. 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat wegen 
der besonderen Eigenart der Materie Sachverstän- 
dige gehört. 

Der Vertreter der privaten Schiffsbanken hat 
dabei die Ansicht vertreten, die Einfügung eines 
Artikels 1 a berge die Gefahr in sich, daß eine 
FchlLeitung des an sich schon knappen Kapitals die 
Folge sein könne. Neue Refinanzierungsquellen 
würden durch eine solche Ausweitung nicht er- 
schlossen; zudem handele es sich um eine Spezial- 
aufgabe, die schon immer von besonderen Kredit- 
instituten wahrgenommen wurde, und es bestehe 
deshalb keine Notwendigkeit, das Emissionsrecht, 
das bisher bei den Schiffspfandbriefen gelegen 
hatte, auszuweiten. 

Demgegenüber vertrat der Vertreter des Ver- 
bandes öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute die 
entgegengesetzte Auffassung. Er glaubte, daß 
durch die Ausweitung des Emissionsrechtes neue 
Refinanzicrungsquellen erschlossen würden, und 
vertrat die Ansicht, daß hier eine Anpassung der 
gesetzlichen Regelung an die Erfordernisse der 
Praxis notwendig sei. 

Der Sprecher des Verbandes der privaten Hypo- 
thekenbanken legte dar, daß, falls sowohl die 
öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten als auch die 
Schiffsbanken auf eine Ausweitung des Emissions- 
rechtes nicht verzichten zu können glaubten, auch 
den privaten Hypothekenbanken das Recht zur 
Ausgabe von Schiffspfandbriefen nicht vorenthalten 
werden könne. 
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Der Ausschuß beschloß nach längerer Aussprache 
mit Mehrheit, eine Ausweitung des Emissions- 
rechtes in keinem Falle zu genehmigen und dem- 
gemäß die Anregung des Bundesrates nach Einfü- 
gung eines Artikels 1 a abzulehnen. 

Auf Grund des vorgenannten Beschlusses wur- 
den im Gesetzentwurf gestrichen 

a) in Artikel 1 die Nummer 1 und 5; 

b) in Artikel 2 Abs. 4 die Worte „§ 40 a des 
Schiffsbankgesetzes“ ; 

c) in Artikel 3 die Nummer 2. 

Der Ausschuß schloß sich der Meinung der Bun- 
desregierung an, daß das vorliegende Gesetz nicht 


*der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Im übri- 
gen stimmte der Ausschuß dem Gesetzentwurf un- 
verändert zu. 

In Übereinstimmung mit dem Ausschußbeschluß 
empfiehlt der Berichterstatter dem Hohen Hause 
gleichfalls die Zustimmung zu dem Gesetzentwurf 
in der nachstehenden Fassung. 


Bonn, den 26. Oktober 1956 

Dewald 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2546 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Oktober 1956 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Dewald 

Vorsitzender Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Realkredits 
— Drucksache 2546 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 

(22, Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Realkredits 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Schiffspfandbriefbanken 
(Schiffsbankgesetz) in der Fassung vom 
8. April 1943 (ReichsgesetzbL I S. 241) wird 
wie folgt geändert: 

L In § 5 Abs, 1 wird nach Nummer 2 fol- 
gende Nummer 2 a eingefügt: 

„2 a. die Gewährung hypothekarisch nicht 
oder nachstellig gesicherter Darlehen 
an die Schiffahrt gegen Übernahme 
der vollen Gewährleistung durch den 
Bund, ein Land oder eine andere in- 
ländische Körperschaft des öffentlichen 
Rechts und die Ausgabe von Schuld- 
verschreibungen auf Grund der so er- 
worbenen Forderungenf . 

2. In § 5 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „die 
Hälfte des eingezahlten Grundkapitals" 
durch die Worte „das eingezahlte Grund- 
kapital" ersetzt. 

3. In § 6 Abs. 3 wird Satz 3 gestrichen. 

4. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „auf 
zwei Jahre" durch die Worte „auf fünf 
Jahre" ersetzt. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Realkredits 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Schiffspfandbriefbanken 
(Schiffsbankgesetz) in der Fassung vom 
8. April 1943 (ReichsgesetzbL I S. 241) wird 
wie folgt geändert: 

1. entfällt 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


5, Nach § 40 wird folgender § 40 a eingefügt: 5. entfällt 

40 a 

(1) Werden von einer Schiffspfandbrief- 
bank auf Grund hypothekarisch nicht oder 
nachstellig gesicherter Darlehen an die 
Schiffahrt gegen Übernahme der vollen 
Gewährleistung durch den Bund oder ein 
Land oder eine andere inländische Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts Schuldver- 
schreibungen ausgegeben, so sind auf diese 
Schuldverschreibungen und die ihnen zu- 
grunde liegenden Darlehensforderungen 
die Vorschriften des § 6 Abs. 1 und 3 so- 
wie der 0 8, 20, 21, 23, 24, 28 bis 39 ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Die Schuldverschreibungen, welche 
die Schiffspfandbrief bank gemäß Absatz 1 
ausgibt, dürfen unter Hinzurechnung der 
im Umlauf befindlichen Schiffspfandbriefe 
den in 5 ^ bestimmten Höchstbetrag um 
nicht mehr als zwei Fünf teile übersteigen“ 

Artikel2 I 

(1) Hypothekenbanken, Schiffspfandbrief- (1) unverä 

banken und öffentlich-rechtliche Kreditan^ 

staken können als Ersatzdeckung nach § 6 
Abs. 4 des Hypothekenbankgesetzes, § 6 
Abs. 3 des Schiffsbankgesetzes und § 2 Abs. 3 
des Gesetzes über die Pfandbriefe und ver- 
wandten Schuld versdireibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten an Stelle von 
Hypotheken außer Schuldverschreibungen des 
Bundes oder eines Landes und Geld auch 
Schuldversdireibungen verwenden, die von 
der Deutschen Bundesbahn oder der Deut- 
sdien Bundespost begeben worden sind. Die 
Schuldverschreibungen dürfen höchstens mit 
einem Betrage in Ansatz gebracht werden, 
der um fünf vom Hundert des Nennwertes 
unter ihrem jeweiligen Börsenpreis bleibt, 
den Nennwert aber nicht übersteigt. Die 
Aufsichtsbehörde kann aus besonderen Grün- 
den als Ersatzdeckung auch Schuldverschrei- 
bungen zulassen, für deren Verzinsung und 
Rückzahlung der Bund oder ein Land die Ge- 
währleistung übernommen hat. 

(2) Auch wenn die Voraussetzungen der in (2) u n v e r ä 

Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vorschriften 

nicht vorliegen, können Hypothekenbanken, 
Schiffspfandbriefbanken und öffentlich-recht- 
liche Kreditanstalten bis zum 31. Dezember 
1960 Schuldverschreibungen, die von dem 
Bunde, einem Lande, der Deutschen Bundes- 


r 1 1 k e 1 2 
d e r t 


n d e r t 
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Entwurf 
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ben worden sind, sowie Geld anstelle von 
Hypotheken als Deckung verwenden. Die 
Höhe dieser "Ersatzdeckung darf zwanzig vom 
Hundert des gesamten Pfandbriefumlaufs 
nicht übersteigen; die Aufsichtsbehörde kann 
aus besonderen Gründen Ausnahmen zulas- 
sen. Die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2 
und 3 finden Anwendung. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann für die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1960 gestatten, daß 
das als Ersatzdeckung dienende Geld auf be- 
sonderen Konten bei geeigneten Kreditin- 
stituten angelegt wird. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
sind auf Schuldverschreibungen der in § 41 
des Hypothekenbankgesetzes, § 40 a des 
Schiffsbankgesetzes und § 7 des Gesetzes über 
die Pfandbriefe und verwandten Sdiuldver- 
schreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten bezeichneten Art und die ihnen zu- 
grunde liegenden Darlehnsforderungen ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 3 

Das Gesetz über eine vorübergehende Er- 
weiterung der Geschäfte der Hypotheken- 
und Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 353) in der Fassung 
des Gesetzes über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Hypotheken- und Schiffs- 
bankrechts sowie über Ausnahmen von § 247 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 
30. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 115) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

(1) Hypothekenbanken und Schiffs- 
pfandbriefbanken dürfen außer den in § 5 
des Hypothekenbankgesetzes und § 5 des 
Schiffsbankgesetzes genannten Geschäften 
bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau und 
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde bei 
anderen Kapitalsammelstellen Darlehen 
zum Zwecke der Gewährung nach diesen 
Vorschriften zulässiger Darlehen aufneh- 
men und für sie Sicherheiten bestellen. 

(2) Verträge über die Aufnahme von 
Darlehen nach Absatz 1 dürfen nur bis 
zum 31. Dezember 1960 geschlossen wer- 
den. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen bei 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank ge- 


Beschlüsse des 2 2, Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
sind auf Schuldverschreibungen der In § 41 
des Hypothekenbankgesetzes und § 7 des 
Gesetzes über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher 
Kreditanstalten bezeichneten Art und die 
ihnen zugrunde liegenden Darlehnsforderun- 
gen entsprediend anzuwenden. 


Artikel 3 

Das Gesetz über eine vorübergehende Er- 
weiterung der Geschäfte der Hypotheken- 
und Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 353) in der Fassung 
des Gesetzes über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Hypotheken- und Schiffs- 
bankrechts sowie über Ausnahmen von § 247 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 
30, April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 115) wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

maß § 5 Abs. 1 Nr. 7 des Hypotheken- 
bankgesetzes aufgenommene Darlehen 
auch zum Zwecke der Gewährung nicht- 
hypothekarischer Darlehen im Sinne von 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 des Hypothekenbank- 
gesetzes verwendet werden.“ 

2. ln § 2 und in § 3 werden die Worte 7 
des Schiffsbankgesetzes“ jeweils durch die 
Worte ,,§§ 7 und 40 a des Schiffsbank- 
gesetzes“ ersetzt. 

Artikel 4 

§ 2 des Gesetzes über weitere Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Hypotheken- und 
Schiffsbankrechts sowie über Ausnahmen von 
§ 247 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
vom 30. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 115) 
wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 treten an die Stelle der Worte 
„bis zum 31. Dezember 1956 nach den 
Vorschriften der Absätze 2 und 3“ die 
Worte „bis zum 31. Dezember 1960 nach 
der Vorschrift des Absatzes 2“. 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In § 7 des Hypothekenbankgesetzes 
und in § 7 des Schiffsbankgesetzes tritt für 
das bis zum 1. Januar 1957 eingezahlte 
Grundkapital und den an diesem Tage 
vorhandenen Reservefonds an Stelle des 
zwanzigfachen der fünfundzwanzigfache, 
in § 46 Abs. 2 des Hypothekenbank- 
gesetzes an Stelle des fünfzehnfachen der 
achtzehndreiviertelfache Betrag.“ 

3. Absatz 3 fällt fort. 

4. In Absatz 4 treten an die Stelle der Worte 
„nach dem 31. Dezember 1956“ die Worte 
„nach dem 31. Dezember 1960“. Absatz 4 
wird Absatz 3. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


2. entfällt 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 
unverändert 
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